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Green Deal als Kompass aus der Krise 

Die Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen rief in einer Videobotschaft am 28. April dazu auf, den euro-

päischen Green Deal als Kompass aus der Coronakrise zu nutzen. 

„Den Klimawandel bekommen wir noch lange nicht 

in den Griff. Die Erwärmung unseres Planten setzt 

sich fort und sie wird zunehmen, wenn wir weiter auf 

fossile Brennstoffe setzen. Jetzt, wo wir planen, Milli-

arden von Euro zu investieren, um unsere Wirtschaft 

und Arbeit wieder anzukurbeln, sollten wir nicht in 

alte umweltschädliche Gewohnheiten zurückfallen,“ 

meinte von der Leyen. „Stattdessen sollten wir aus 

dieser Pandemie lernen: Wir können unsere Gesell-

schaft und unseren Planeten gesünder machen, in-

dem wir in erneuerbare Energien investieren (…) Der 

europäische Green Deal ist unsere neue Wachs-

tumsstrategie, um unsere Wirtschaft wettbewerbsfä-

higer zu machen und unsere Lebensqualität zu ver-

bessern.“ Der europäische Green Deal solle zum Mo-

tor für den Aufschwung gemacht werden, betonte 

die Kommissionspräsidentin und fügte abschließend 

hinzu: „Wenn wir den europäischen Green Deal als 

Kompass nutzen, können wir aus der Krise dieser 

Pandemie eine Chance machen. Unsere Chance unse-

re Volkswirtschaften anders zu gestalten und sie wi-

derstandsfähiger zu machen.“  

 

Ebenfalls am 28. April fand per Videokonferenz der 

11. Petersberger Klimadialog statt. Neben Ministe-

rInnen aus 30 Ländern und Vertretern der Zivilgesell-

schaft aus der ganzen Welt nahm auch der zuständi-

ge EU-Kommissar Frans Timmermanns teil. Auch hier 

wurde über einen nachhaltigen Weg aus der Krise 

diskutiert. Im Zuge dessen betonte Timmermanns, 

dass die Kommission trotz der Krise an der Arbeit für 

den Green Deal festhalte. Wie geplant sollen im Sep-

tember dieses Jahres daher die Ziele für 2030 vorge-

stellt werden. 

 

Mit dem europäischen Green Deal möchte die Euro-

päische Kommission das gemeinsam mit den EU-

Staaten gesteckte Ziel erreichen, Europa bis 2050 

zum ersten klimaneutralen Kontinent zu machen. 

Der Green Deal zielt auf eine effizientere Ressour-

cennutzung durch den Übergang zu einer sauberen 

und kreislauforientierten Wirtschaft, den Arten-

schutz und den Kampf gegen die Umweltverschmut-

zung. 

 

Mehr Informationen über den europäischen Green 

Deal finden Sie hier.  

Die Videobotschaft von Ursula von der Leyen finden 

Sie hier, die Rede von Frans Timmermans hier.  

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://twitter.com/vonderleyen/status/1255070973814071296
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/statement_20_770
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Entlastung für Verkehrssektor  

Ein Maßnahmenpaket der Europäischen Kommission soll durch die Lösung praktischer Probleme, der Beseiti-

gung von Verwaltungslasten und Erhöhung von Flexibilität den Verkehrssektor entlasten. 

Die Maßnahmen in der Coronakrise zum Schutz der 

Gesundheit haben es einigen Verkehrsunternehmen, 

Einzelpersonen und nationalen Verwaltungen er-

schwert, bestimmte nach EU-Recht vorgeschriebene 

Formalitäten, etwa bestimmte Kontrollen oder die 

Erneuerung von Lizenzen, zu erledigen. Hier möchte 

die EU-Kommission durch ein neues Maßnahmenpa-

ket Abhilfe schaffen. Im Zuge des Pakets – welches 

Maßnahmen zur Unterstützung des Luft-, Schienen-, 

See-, Binnenschifffahrts- und Straßenverkehrssektors 

umfasst – werden die Gültigkeitsdaten für bestimm-

ter Zertifikate, Lizenzen und anderer Genehmigun-

gen verlängert. Bestimmte regelmäßige Kontrollen 

der Straßen-, Schienen-, Binnenschifffahrts- und See-

verkehrssicherheit werden ebenfalls vorübergehend 

verschoben. So werden der Verwaltungsaufwand 

verringert und die Kosten für die Verkehrsunterneh-

men gesenkt.  

 

Die Kommission hat auch positiv auf Anträge von 11 

Mitgliedstaaten auf vorübergehende Befreiung von 

den von ihnen eingeführten EU-Vorschriften zu Fahr-

zeiten und Ruhezeiten reagiert. Die Ausnahmerege-

lung bietet den Fahrern die Flexibilität, die sie benö-

tigen, um Waren in Europa in Bewegung zu halten, 

selbst wenn sie an Grenzübergängen auf Warte-

schlangen stoßen, die den Zugang zu Ruhe- und Sani-

täranlagen entlang des Netzes einschränken.  

 

Ferner hat die Kommission verkündet, dass weitere 

Vorschläge dem Paket folgen werden und dem Ver-

kehrssektor zusätzliche Erleichterungen verschaffen. 

Mit allen Maßnahmen, von der Entlastung der Regu-

lierungsbehörden bis zur Kostensenkung, will die 

Kommission sicherstellen, dass kein Marktteilneh-

mer mehr als seinen gerechten Anteil an der durch 

die Pandemie verursachten Belastung tragen darf.  

 

Positiv aufgenommen wurde das Paket unter ande-

rem von den EU-VerkehrsministerInnen, die in einer 

gemeinsamen Videokonferenz mit EU-Kommissarin 

Adina Vălean die Auswirkungen der Pandemie auf 

den Verkehrssektor erörterten. Die MinisterInnen 

äußerten sich zufrieden mit den derzeitigen Maß-

nahmen, betonten jedoch auch die Notwendigkeit 

einer weiteren und ständigen Zusammenarbeit, um 

die negativen Auswirkungen des COVID-19-

Ausbruchs zu begrenzen. 

 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

„Die heutigen Vorschläge sehen konkrete 
Wege vor, um den täglichen Betrieb im 
Verkehrssektor über verschiedene 
Verkehrsträger hinweg zu vereinfachen. 
Dies sollte es auch den Unternehmen des 
Sektors ermöglichen, sich auf ihre 
dringend benötigte Erholung zu 
konzentrieren.“ 
 
                 - Adina Vălean,  
            EU-Verkehrskommissarin 

https://ec.europa.eu/transport/media/news/2020-04-29-coronavirus-package-measures-support-transport-sector_de
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Bankenpaket für Erleichterung bei Kreditvergabe  
Die EU-Kommission hat am 28. April ein Bankenpaket angenommen, das den Banken unionsweit die Kredit-

vergabe an private Haushalte und Unternehmen erleichtern soll. 

Viele Unternehmen und Haushalte benötigen in der 

Krise dringend Geld. Damit Banken ihnen weiterhin 

Kredite zu guten Konditionen gewähren können, hat 

die Kommission ein Bankenbaket angenommen.  

Das Paket umfasst eine Mitteilung zur Auslegung der 

Bilanzierungs- und Aufsichtsvorschriften der EU. Die 

Kommission ermutigt so Banken und Aufsichtsbehör-

den, die Flexibilität des Bilanzierungs- und Aufsichts-

rahmens der EU zu nutzen, um vor allem kleine und 

mittlere Unternehmen zu unterstützen, indem zum 

Beispiel Tilgungspausen bei Krediten eingeräumt 

werden. Die Mitteilung erinnert ferner daran, wie 

Banken den Unternehmen und Haushalten mit digi-

talen Dienstleistungen wie kontaktlosen und digita-

len Zahlungen helfen können. 

Darüber hinaus umfasst das Bankenpaket gezielte 

„Sofort“-Änderungen an den EU-Bankenvorschriften, 

wie die Anpassung des Zeitplans für die Anwendung 

der Internationalen Rechnungslegungsstandards auf 

das Kapital der Banken oder eine günstigere Behand-

lung von Garantien. Dadurch sollen die Fähigkeiten 

der Banken zur Kreditvergabe und zum Ausgleich 

Corona-bedingter Verluste maximiert werden. Dar-

über hinaus will die Kommission mehrere bereits 

vereinbarte Maßnahmen vorziehen, mit denen Ban-

ken ein Anreiz zur Finanzierung von Arbeitnehmern, 

KMU und Infrastrukturprojekten gegeben werden 

soll. 

 

Unter anderem Othmar Karas, Vizepräsident des Eu-

ropaparlaments, bewertete das Paket positiv: „Ich 

freue mich, dass die EU-Kommission meine Forde-

rung nach einer vorgezogenen Anwendung der ver-

stärkten Unterstützung für die Kreditvergabe an klein

- und mittelständische Unternehmen (KMU-

Unterstützungsfaktor) umsetzt. Dadurch können 

Banken den europäischen Unternehmen, Haushalten, 

Bürgerinnen und Bürgern in der Coronakrise finanzi-

ell noch besser unter die Arme greifen (…) Anders als 

bei der Finanzkrise von 2008 sind die Banken in der 

Corona-Krise nicht Quelle des Problems, sondern Teil 

der Lösung.“ 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

Leitfaden für klinische Prüfungen 

Ein neuer Leitfaden der EU-Kommission soll sicherstellen, dass während der COVID-19-Pandemie klinische Prü-

fungen in der EU nicht ausgesetzt werden müssen. 

Mithilfe des Leitfadens soll die Unterbrechung der 

klinischen Forschung und damit die negativen Aus-

wirkungen der Pandemie abgemildert werden, ohne 

Abstriche bei Qualität und Sicherheit zu machen. 

Dafür werden Empfehlungen für einfache und flexib-

le Maßnahmen geboten, mit denen auf die derzeiti-

ge Situation reagiert und sichergestellt werden kann, 

dass PatientInnenen, die EU-weit an klinischen Prü-

fungen teilnehmen, weiterhin ihre Arzneimittel er-

halten. Die wichtigsten Empfehlungen des Leitfadens 

betreffen die Ausgabe von Medikamenten an Patien-

tInnen in klinischen Studien, die Fernüberprüfung 

von Datenquellen und die Kommunikation mit Be-

hörden. Diese Maßnahmen werden ausschließlich 

während der Coronavirus-Pandemie angewandt und 

aufgehoben, sobald die derzeitige Gesundheitskrise 

in der EU überwunden ist. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_757
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_759
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EU-ParlamentarierInnen fordern Ende der 

Zusammenarbeit mit libyscher Küstenwache 

In einer Debatte forderten die Mitglieder des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, dass 

die Zusammenarbeit mit der libyschen Küstenwache zur Ergreifung von Flüchtlingen im Mittelmehr eingestellt 

werden sollte. 

Die Menschenrechtssituation in Libyen ist derzeit auf 

Grund der Corona-Krise und der hohen Zahl von 

WirtschaftsmigrantInnenen, Flüchtlingen und Bin-

nenvertriebenen, die materielle und humanitäre Hil-

fe benötigen, äußerst kompliziert. Rund 1.500 Men-

schen bleiben unter entsetzlichen Bedingungen in 

Haftanstalten, es finden weiterhin willkürliche In-

haftierungen statt und Neuansiedlungspläne der am 

stärksten gefährdeten Personen in Nachbarländer 

wurden ausgesetzt.  

Gemeinsam mit VertreterInnen der EU-Kommission, 

Frontex, des UNHCR, des Europarates und von NGOs 

debattierten die Abgeordneten des EU-

Parlamentsausschusses für bürgerliche Freiheiten, 

Justiz und Inneres (LIBE) über die Situation für 

Flüchtlinge in Libyen. Dabei unterstrichen die Abge-

ordneten mehrheitlich, dass Libyen kein sicheres 

Land für die Ausschiffung von auf See geretteten 

Menschen sei und forderte, die Zusammenarbeit mit 

der libyschen Küstenwache – in Form von Zahlungen 

und Ausbildungen – einzustellen. Zudem sprachen 

sich viele ParlamentarierInnen dafür aus, das ge-

meinsame europäische Asylsystem im Sinne der Soli-

darität zu überarbeiten. 

Während einige Mitglieder des LIEBE-Ausschusses 

die Schließung der Grenzen in der Gesundheitskrise 

befürworteten, kritisierten andere stattdessen die 

Schließung von Häfen aufgrund der COVID-19-

Pandemie und betonten, dass es keine Lösung sein 

könne, Menschen ertrinken zu lassen. 

Seit Jahresbeginn sind 3.277 Personen auf dem See-

weg von Libyen nach Italien und 1.135 nach Malta 

gekommen. 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

Wirtschafts- und Währungsausschuss: Maßnahmen 

der Kommission nicht ausreichend 
In einer Debatte sprachen sich die Mitglieder des Wirtschafts- und Währungsausschusses dafür aus, dass die 

Maßnahmen der EU-Kommission zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie nicht aus-

reichend seien.  

Die VertreterInnen des Wirtschafts- und Währungs-

ausschusses (ECON) betonten hinsichtlich der vom 

europäischen Rat vereinbarten Maßnahmen aus der 

vergangene Woche (wir berichteten im Newsletter 

16-20), dass diese zwar zu begrüßen aber nicht aus-

reichend seien. In diesem Sinne wurden mehr Mittel 

vor allem für die stark betroffenen Mitgliedsstaaten 

gefordert. Zudem forderten mehrere Europaabge-

ordnete mehr Details zum geplanten Zusammenspiel 

zwischen dem langfristigen EU-Haushalt und dem 

geplanten Sanierungsfonds. Schlussendlich unterstri-

chen viele ParlamentarierInnen mehr denn je die 

Notwendigkeit, dafür zu sorgen, dass die EU alles in 

ihrer Macht Stehende unternimmt, um sicherzustel-

len, dass Steuerbetrug und Steueroasen wirksamer 

bekämpft werden. Dies würde sicherstellen, dass 

mehr Geld zur Verfügung steht, um die Folgen von 

COVID-19 zu bewältigen. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200427IPR77915/stop-cooperation-with-and-funding-to-the-libyan-coastguard-meps-ask
https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_16-20.pdf
https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_16-20.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200427IPR77907/meps-call-for-concrete-details-and-novel-tools-to-address-the-economic-crisis
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Verlängerung der bestehenden Regeln des GAP 

Der Parlamentsausschuss für Landwirtschaft stimmte einstimmig für die Erweiterung der bestehenden Regeln 

für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), die Ende 2020 auslaufen soll.  

Die nun beschlossene Übergangszeit ab 1. Jänner 

2020 soll standardmäßig ein Jahr betragen, beinhal-

tet aber auch einen flexiblen Mechanismus, um den 

Zeitraum gegebenenfalls um ein weiteres Jahr zu 

verlängern. Grund dafür ist die Verzögerung bei der 

Findung eines nächsten mehrjährigen Finanzrah-

mens. Durch die Übergangszeit können Zahlungen 

an Landwirte fortgesetzt und Vorhersehbarkeit und 

Stabilität für den Sektor geboten werden. Der geneh-

migte Text des Ausschusses beinhaltet auch eine 

Ablehnung gegen Haushaltskürzungen im Zusam-

menhang mit der GAP. Die Abgeordneten bestehen 

darauf, dass die Finanzierung der EU-27-Agrarpolitik 

real auf dem Niveau von 2014-2020 gehalten wer-

den muss. Zudem wiederholten die Abgeordneten 

ihre Forderung, die Reserve für die Agrarkrise von 

außerhalb des GAP-Haushalts zu finanzieren. Die 

Beschlüsse des Ausschusses müssen nun am 13. Mai 

vom Plenum des Parlaments angenommen werden.  

 

In einer Debatte mit EU-Kommissar Janusz 

Wojciechowski forderte der Ausschuss zudem die 

Kommission auf, weitere Maßnahmen zu ergreifen, 

um den EU-Landwirten bei der Bewältigung der Aus-

wirkungen der COVID-19-Krise zu helfen. Das derzei-

tige Hilfspaket helfe bei weiten nicht ausreichend 

und komme nicht Allen zugute, so die Parlamentari-

er. Kommissar Wojciechowski bestand darauf, dass 

die Kommission „getan hat, was im Moment möglich 

ist“, um „zu gewährleisten, dass die Probleme ange-

gangen werden“. Er erkannte an, dass „das Paket 

wahrscheinlich nicht vollständig zufriedenstellend 

ist“, wies jedoch darauf hin, dass die Kommission 

wählen musste, so vielen Menschen wie möglich zu 

helfen. 

 

Mehr Information zur Verlängerung der Regeln für 

den GAP finden Sie hier, mehr über die Debatte des 

Ausschusses mit Kommissar Wojciechowski hier. 

 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200427IPR77909/transition-to-new-eu-farm-policy-meps-approve-key-provisions-for-after-2020
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200427IPR77910/covid-19-meps-urge-commissioner-wojciechowski-to-step-up-aid-for-eu-farmers
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Videokonferenz der EU-TourismusministerInnen 

Am Montag, den 27. April, trafen sich die TourismusministerInnen der EU-Mitgliedsstaaten gemeinsam mit EU-

Binnenmarktkommissar Thierry Breton, um über die derzeitige Situation für den Tourismussektor und mögli-

che Maßnahmen zu dessen Unterstützung zu beratschlagen. 

Rund 11 Prozent der gesamten Wirtschaftsleistung 

der Europäischen Union werden vom Tourismus er-

wirtschaftet. 27 Millionen Menschen sind zudem 

direkt oder indirekt in diesem Sektor beschäftigt. 

Insgesamt gibt es fast drei Millionen Unternehmen 

im Tourismussektor EU-weit. Die meisten davon sind 

kleine und mittlere Unternehmen. Die Millionen Be-

schäftigten und Unternehmen stehen durch die 

Corona-Pandemie nun vor dem Nichts. Die Welttou-

rismusorganisation erwartet einen Rückgang des 

internationalen Tourismus um 20 bis 30 Prozent. Die 

EU-Kommission schätzt die Einnahmeverluste auf 

europäischer Ebene auf 50 Prozent für Hotels und 

Restaurants, 70 Prozent für Reiseveranstalter und 

Reisebüros und 90 Prozent für Kreuzfahrten und 

Fluggesellschaften. 

 

Bereits jetzt unterstützt die EU-Kommission betroffe-

ne Tourismusunternehmen sowohl durch kurzfristige 

Maßnahmen wie den Geldern aus den EU-

Strukturfonds und dem neuen vorübergehenden 

Rahmen für staatliche Beihilfen, als auch durch eine 

mittelfristige Reform des europäischen Touris-

mussektors, durch die ein verantwortungsbewuss-

ter, nachhaltiger und innovativer Tourismus ge-

schaffen werden soll. ArbeitnehmerInnen werden 

darüber hinaus durch die Initiative SURE unterstützt.  

Zudem debattierten die zuständigen Minister der EU

-Mitgliedsstaaten gemeinsam mit Thierry Breton, EU

-Binnenmarktkommissar, um bewährte Verfahren 

auszutauschen und Möglichkeiten zur Verbesserung 

der Unterstützung des von der COVID-19-Krise 

schwer getroffenen Tourismussektors zu ermitteln.  

Festgestellt wurde unter anderem, dass Grenzen nur 

unter Berücksichtigung von epidemiologischen Krite-

rien wieder für den Tourismus geöffnet werden soll-

ten und nur ein gemeinsames Vorgehen sinnvoll sei. 

Da der Tourismussektor nicht nur direkt, sondern 

auch indirekt durch seine Verankerung in andere 

Wirtschaftssektoren eine wesentliche Rolle für viele 

Mitgliedsstaaten spielt, ist eine starke Unterstützung 

unabdingbar. Diese sollte durch weitere Maßnah-

men eingeleitet und auf EU-Ebene koordiniert wer-

den. In Bezug auf den rechtlichen Rahmen für Reise-

veranstalter wurde die Kommission aufgefordert, 

vorrangig auf einen gemeinsamen EU-Ansatz hinzu-

arbeiten, der vorübergehende Flexibilität und Liqui-

dität bietet und einen fairen Interessenausgleich zwi-

schen Reiseveranstaltern und VerbraucherInnen ge-

währleistet. 

 

Auch EU-Kommissar Breton betonte, dass alle Staa-

ten gemeinsam an Maßnahmen arbeiten müssen. 

Der erste Schritt sei bereits durch den Recovery-Plan 

der EU-Kommission zur schrittweisen Aufhebung der 

Eindämmungsmaßnahmen erfolgt. Nun müsse nach 

und nach genau festgelegt werden, wann und unter 

welchen Bedienungen Unternehmen im Touris-

mussektor wieder öffnen können. Um auch die Si-

cherheit bei einer Öffnung zu gewährleisten, wird die 

Kommission in Kürze Protokolle vorschlagen, die den 

sicheren Betrieb von Tourismuseinrichtungen in der 

gesamten EU regeln sollen.  Bei dem Wideraufbau 

des Sektors soll zudem ein Hauptaugenmerk auf ein 
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widerstandsfähigeres und nachhaltigeres Tourismu-

sökosystem durch Beschleunigung des grünen und 

digitalen Übergangs gelegt werden: „Die Begleitung 

der EU-Tourismusbranche und ihrer Reiseziele zu ei-

nem nachhaltigen Neustart und einer innovativeren 

und datengetriebenen Zukunft bleibt unser langfristi-

ges Ziel,“ so Breton. Eine Roadmap für ein solches 

zukünftiges Tourismusökosystem soll auf dem ange-

kündigten Tourismusgipfel 2020 vorgestellt werden.  

 

Kritik übte die Kommission ferner an Plänen von eini-

gen Staaten bestimmte Urlaubsdestinationen nur für 

bestimmte Nationalitäten zu öffnen, wie Österreich 

zum Beispiel in Bezug auf deutsche TouristInnen an-

denkt. Laut Kommissions-Vizepräsidentin Vera 

Jourová sei das Prinzip der Nichtdiskriminierung auf 

Basis der Nationalität ein hohes Rechtsgut in der Eu-

ropäischen Union und stehe im Gegensatz zu diesbe-

züglichen Vorstößen einiger Staaten. Daher werde 

die Kommission in ihrer geplanten Mitteilung auch 

Orientierung für die Möglichkeiten für eine schritt-

weise Rückkehr zu den offenen Grenzen im Schen-

gen-Raum geben. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier, die  

Rede von Thierry Breton hier.  

In der Debatte unter Leitung des kroatischen Ratsvorsitzes diskutierten die MinisterInnen gemeinsam 

mit EU-Kommissar Thierry Breton über die Zukunft des Tourismus in Europa. 

https://eu2020.hr/Home/OneNews?id=259
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/speech_20_758
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Ratstreffen zum Energiesektor  

Am Dienstag, den 28. April, berieten die für Energie zuständigen EU-MinisterInnen und die EU-Kommissarin 

Kadri Simson über Maßnahmen in Bezug auf die Corona-Pandemie.  

Die Corona-Krise bedeutet auch für den Energiesek-

tor eine bisher nicht dagewesene Herausforderung. 

Doch der Sektor konnte seine Widerstandsfähigkeit 

beweisen und lies keine Versorgungsunterbrechun-

gen auftreten. Gleichzeitig gibt es jedoch Turbulen-

zen auf den Ölmärkten und die geringere Strom-

nachfrage wirkt sich auf die Bilanzen vieler Energie-

versorger aus. Daher trafen sich die EU-

EnergieministerInnen, um über Maßnahmen zu dis-

kutieren. 

 

In ihrer Sitzung tauschten sich die MinisterInnen und 

die Kommissarin über Maßnahmen aus, die bereits 

zur Sicherung der Energieversorgung während der 

COVID-19-Pandemie ergriffen wurde. Gleichzeitig 

stellten die MinisterInnen fest, dass der Sektor seine 

Widerstandsfähigkeit in der Krise unter Beweis ge-

stellt hatte. Auch über die Zukunft wurde berat-

schlagt. Im Mittelpunkt stand dabei der European 

Green Deal:  

„Dies ist der richtige Zeitpunkt, um darüber nachzu-

denken, wie der Energiesektor die immensen An-

strengungen, die zur Wiederbelebung unserer Volks-

wirtschaften erforderlich sind, steigern kann. Die Um-

stellung auf saubere Energie in Richtung grünes 

Wachstum und Klimaneutralität kann eine wichtige 

Gelegenheit darstellen, um die Erholung der Volks-

wirtschaften der Mitgliedstaaten zu fördern,“ beton-

te Tomislav Ćorić, Minister für Umwelt und Energie 

der Republik Kroatien. Auch die an der Diskussion 

teilnehmende EU-Kommissarin Kadri Simson sprach 

sich für einen Ausweitung der klimaneutralen Ener-

gieträger aus: „Wir müssen diesen Moment als Gele-

genheit nutzen, um den Fortschritt in Richtung unse-

res Klimaneutralitätsziels zu beschleunigen,“  

 

Für die Kommission werden dabei vor allem drei 

Schwerpunkte in Zukunft zentral sein:  

Erstens soll die Förderung der Gebäudesanierung 

vorangetrieben werden, um die Wirtschaft zu unter-

stützen, die Energiekosten zu senken und einen Bei-

trag zum Klimaziel beizusteuern. Bereits im Sommer 

soll dazu eine Initiative „Renovation Wave“ – einen 

Plan zur Förderung der Gebäudesanierung in Europa 

mit konkreten Maßnahmen – vorgestellt werden. Ein 

zweiter Schwerpunkt wird die Ausweitung erneuer-

barer Energien darstellen. Dies bedeutet einerseits 

die Unterstützung der europäischen Lieferketten für 

erneuerbare Energien, andererseits die Förderung 

großer Infrastrukturprojekte, die die Wirtschaft an-

kurbeln und gleichzeitig das Energiesystem um-

weltfreundlicher machen. Auch in diesen Bereich 

wird eine Strategie zur Integration des Energiesys-

tems entwickelt. Drittens soll in Zukunft verstärkt auf 

innovative saubere Technologien wie Batterien und 

Elektrolyseure für die Wasserstoffproduktion gesetzt 

werden.  

 

 

Mehr Informationen über die Konferenz der EU-

MinisterInnen finden Sie hier, das Pressestatement 

der Kommissarin Kadri Simson hier.  

https://eu2020.hr/Home/OneNews?id=261
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/statement_20_767
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Corona-Hilfspaket für West-Balkan und Sahelzone 

Um den Westbalkan und die Sahelzone in der Corona-Pandemie zu unterstützen, mobilisiert die EU Hilfspakete 

in Höhe von 3,3 Mrd. bzw. 194 Mio. Euro. 

3,3 Mrd. Euro – mobilisiert von der EU-Kommission 

und der Europäische Investitionsbank – werden in 

die Staaten des West-Balkans fließen. Die Mittel sol-

len helfen, den unmittelbaren Bedarf im Gesund-

heitswesen zu decken und die soziale und wirtschaft-

liche Erholung der Westbalkanländer zu fördern. 

Darüber hinaus leistet die EU humanitäre Soforthilfe 

für bedürftige Flüchtlinge und Migranten in Höhe 

von 4,5 Mio. Euro und 8 Mio. Euro, um den dringen-

den Bedarf in den Migrantenlagern in der gesamten 

Region zu decken.  

 

Am 6. Mai werden die Staats- und Regierungschefs 

der EU und der westlichen Balkanstaaten an einem 

virtuellen treffen teilnehmen, um die gemeinsamen 

Herausforderungen für die Zukunft anzugehen. Im 

Vorfeld dieses Gipfels legte die Kommission zudem 

allgemeine Parameter der langfristigen Unterstüt-

zung für die Region dar, die die Ausarbeitung eines 

Wirtschafts- und Investitionsplans für die Region vor-

bereiten sollen.  

 

Doch nicht nur in Europa leiden die Menschen unter 

dem Corona-Virus. Vor allem Staaten in der ohnehin 

von zahlreichen Krisen betroffenen Region der Sahel-

zone in Afrika werden stark belastet. Daher unter-

stützt die EU die Länder der Sahelzone mit zusätzli-

chen Mitteln in Höhe von 194 Mio. Euro. Dies wurde 

nach einer gemeinsamen Videokonferenz mit Kom-

missionspräsidentin Ursula von der Leyen, dem Ho-

hen Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik Jo-

sep Borrell und den Staatschefs der G5-Sahel 

(Mauretanien, Mali, Niger, Burkina Faso und dem 

Tschad) beschlossen.  

 

Mehr Informationen zum Hilfspaket für den West-

Balkan finden Sie hier und für die Sahelzone hier.  

Erster Antrag auf Unterstützung aus dem EU-

Solidaritätsfonds 

Italien beantragt als erstes Land finanzielle Unterstützung aus dem EU-Solidaritätsfonds zur Bekämpfung des 

Coronavirus-Ausbruchs und seiner Auswirkungen. 

Seit dem 1. April können EU-Mitgliedsstaaten in ei-

ner gesundheitlichen Notlage Unterstützung aus 

dem EU-Solidaritätsfonds beantragen, um finanzielle 

Belastung durch Sofortmaßnahmen, wie zum Bei-

spiel Bereitstellung medizinischer Hilfe und Erwerb 

medizinischer Ausrüstung, zu verringern. Als erstes 

Land hat Italien eine solche Hilfe beantragt. Weitere 

Anträge aus anderen Ländern werden in den nächs-

ten Wochen ebenfalls erwartet. Bis zum 24. Juni 

2020 wird die EU-Kommission alle Anträge im Zu-

sammenhang mit dem Coronavirus sammeln und sie 

dann zusammen in einem Paket prüfen, um so eine 

gerechte Behandlung aller Fälle zu gewährleisten. 

Die Reihenfolge des Eingangs des Antrages wird da-

bei keine Rolle spielen.  

 

Mehr Informationen über die EU-Solidaritätsfonds 

erhalten Sie hier.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_777
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_768
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/20200323STO75625/coronavirus-eu-lander-erhalten-mittel-aus-solidaritatsfonds


  

 

11 Newsletter 17/2020    11 

 

Zum Inhaltsverzeichnis  

 

 

 

 

Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen 

Aufgrund des neuen polnischen Justizgesetzes vom 20. Dezember 2019 – welches die Unabhängigkeit der Rich-

ter unterminier – hat die Europäische Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen das Land eingelei-

tet. 

Die EU-Kommission befindet, dass das am 14. Febru-

ar 2020 in Kraft getretene Gesetz, die richterliche 

Unabhängigkeit der polnischen Richter gefährde und 

nicht mit dem Vorrang des EU-Rechts vereinbar sei. 

Das Gesetz hindere die polnischen Gerichte daran, 

bestimmte Bestimmungen des EU-Rechts zum 

Schutz der richterlichen Unabhängigkeit unmittelbar 

anzuwenden und dem Gerichtshof entsprechende 

Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen. Die polni-

sche Regierung hat jetzt zwei Monate Zeit, um auf 

das Aufforderungsschreiben der Kommission zu rea-

gieren. 

Ferner betonte Kommissionsvizepräsidentin Věra 

Jourová, dass Notfallmaßnahmen auf Grund der 

Corona-Pandemie nie die Verfassung oder parlamen-

tarische Kontrolle ausschalten dürfe. Daher werden 

Notfallmaßnahmen in 20 Mitgliedsstaaten genau 

beobachtet. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf 

der Situation in Ungarn. Der Rechtstext des Corona-

Notstandsgesetzes in Ungarn veranlasse die Kom-

mission bisher jedoch nicht zu weiteren Schritten, 

meinte Jourová. Das Gesetz stünde aber in einem 

Kontext von Fragen der Machtverteilung, der Mei-

nungsvielfalt und der Freiheit der Zivilgesellschaft. 

Man beobachte genau, wie die ungarische Regierung 

den weit reichenden Spielraum für Dekrete nutzen 

werde. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

Geberinitiative der EU als Corona-Krisenreaktion 

Die Europäische Union veranstaltet gemeinsam mit Partnern am 4. Mai 2020 die globale Geberinitiative 

„Coronavirus Global Response“, um Spendenmittel für die Bekämpfung des Virus zu lukrieren. 

Die Corona-Pandemie betrifft Menschen auf dem 

gesamten Globus. Alle sind von der Krankheit be-

droht und können infiziert werden. Umso wichtiger 

ist es, Fortschritte in der Diagnostik und Therapie 

von COVID-19 zu machen und einen Impfstoff zu fin-

den, wie die Weltgesundheitsorganisation WHO be-

tonte. Im Zuge dessen bündelt die EU ihre Kräfte ge-

meinsam mit Frankreich, Deutschland, dem Vereinig-

ten Königreich, Norwegen und Saudi-Arabien, um 

eine Geberkonferenz auszurichten. Durch einen 

Spendenmarathon sollen weltweit Länder und Orga-

nisationen Mittel zur Verfügung stellen, um die Ziel-

marke eines finanziellen Grundstocks von 7,5 Mrd. 

Euro zu erreichen.  Der Spendenmarathon richtet 

sich an Länder, internationale Organisationen, Finan-

zinstitutionen, die Zivilgesellschaft, den Privatsektor 

und Stiftungen. Gleichzeitig möchte die EU-

Kommission eine weltweite Kampagne ankündigen, 

mit der der Spendentopf laufend aufgefüllt werden 

soll. Die gesammelten Gelder sollen in weiterer Fol-

ge in die Bereiche Diagnostik, Behandlungen und 

Impfstoffe fließen. 

Parallel hat die EU bereits hunderte Million Euro für 

Forschungs- und Innovationsmaßnahmen zur Ent-

wicklung von Impfstoffen, neuen Behandlungsme-

thoden, diagnostischen Tests und medizinischen Sys-

temen bereitgestellt, um die Ausbreitung des 

Coronavirus zu verhindern.  

 

Die offizielle Website der globalen Geberinitiative 

finden Sie hier. Mehr über die Unterstützung der EU 

im Entwickeln von Forschungs- und Innovationsmaß-

nahmen finden Sie hier.  

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_772
https://europa.eu/global-response/
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/research-area/health-research-and-innovation/coronavirus-research-and-innovation_de
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Verhandlungen über künftige Beziehungen mit dem 

Vereinigten Königreich 

In der Woche von 20. bis 25. April fand die zweite Verhandlungsrunde zwischen der Europäischen Union und 

dem Vereinigten Königreich über die künftigen Beziehungen statt.  

Zwar hat sich seit dem Brexit am 31. Jänner 2020 

noch kaum etwas im Alltag der BritInnen verändert, 

doch die Zeit tickt: Die Übergangsfrist – im Zuge de-

rer die meisten EU-Regelungen im Vereinigten Kö-

nigreich weiterhin gelten – endet voraussichtlich am 

31. Dezember 2020. Bis 30. Juni wollen EU und UK 

über eine Regelung für die Handelsbeziehungen in 

der Zeit nach der Übergangsfrist verhandeln. Wird 

bis dahin kein Kompromiss gefunden, scheidet das 

Vereinigte Königreich ohne Handelsvertrag aus dem 

EU-Binnenmarkt aus.  

Für einige Wochen hatte die Corona-Krise und die 

positive COVID-19-Testung des EU-Chefverhandlers 

Michel Barnier eine Pause in den Verhandlungen 

zwischen UK und EU erzwungen. Ab 20. April – nach-

dem Barnier wieder vollständig genesen war – konn-

ten die Verhandlungen via Videokonferenz in eine 

weitere Runde gehen. Am Ende gab es jedoch kaum 

Fortschritte. Denn, so Barnier, Großbritannien lehne 

einerseits eine Verlängerung der derzeitigen Über-

gangsphase entschieden ab, andererseits lasse sich 

die britische Regierung in wichtigen Bereichen für 

den Abschluss eines Handelsvertrages nicht auf sub-

stanzielle Gespräche ein. Es könne kein ehrgeiziges 

Handelsabkommen geben, wenn das Vereinigte Kö-

nigreich nicht über gleiche Wettbewerbsbedingun-

gen sprechen wolle. Insgesamt sei das von beiden 

Seiten gesetzte Ziel, bis Juni entscheidende Fort-

schritte zu machen, „am Ende dieser Woche nur sehr 

partiell erreicht worden“, sagte Barnier weiter.  

 

Das Pressestatement von Michel Barnier zur zweiten 

Verhandlungsrunde finden Sie hier, die Website der 

EU-Kommission zu den Brexit-Verhandlungen hier.  

Handelsabkommen EU-Mexiko  
Die Europäische Union und Mexiko haben die letzten ausstehenden Elemente der Aushandlung ihres neuen 

Handelsabkommens abgeschlossen.  

Mexiko ist Europas wichtigster Handelspartner in 

Lateinamerika. Der bilaterale Warenhandel betrug 

vergangenes Jahr 66 Mrd. Euro, der Handel mit 

Dienstleistungen 19 Mrd. Euro. Insgesamt hat sich 

der Warenhandel seit 2001 – als ein erstes Abkom-

men unterzeichnet wurde – verdreifacht. Nun soll 

ein modernisiertes Handelsabkommen dazu beitra-

gen, dieses starke Wachstum weiter anzukurbeln. 

Telefonisch klärten Handelskommissar Phil Hogan 

und die mexikanische Wirtschaftsministerin Graciela 

Márquez Colín die letzten offenen Fragen. Der Un-

terzeichnung und Ratifizierung des Abkommens 

steht nun nichts mehr im Weg. 

Durch das Handelsabkommen fallen praktisch alle 

Zölle zwischen den beiden Märkten weg. Darüber 

hinaus werden in dem Abkommen fortschrittliche 

Regeln zur nachhaltigen Entwicklung festgelegt, wie 

die Verpflichtung zur wirksamen Umsetzung des Pa-

riser Klimaschutzübereinkommens. Zusätzlich deckt 

das Handelsabkommen auch den Schutz der Men-

schenrechte ab und enthält ferner Kapitel über poli-

tische Kooperation und Entwicklungszusammenar-

beit. Das Abkommen mit Mexiko wird außerdem das 

erste von der EU jemals geschlossene Handelsab-

kommen sein, das Bestimmungen zur Korruptionsbe-

kämpfung enthält und Maßnahmen gegen Beste-

chung und Geldwäsche vorsieht. 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/STATEMENT_20_739
https://ec.europa.eu/commission/brexit-negotiations_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_756
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Die Europäische Kommission bietet eine Reihe an Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung. Öffentliche Kon-

sultationen ermöglichen es Ihnen, sich während verschiedener Phasen des Beschlussfassungsverfahrens zu 

EU-Strategien zu äußern. Die neuesten der laufenden Konsultationen finden Sie in der folgenden Liste. 

 

   

Konsultation zu einer neuen Strategie für digitale 

Finanzen 

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 3. April 2020 - 26. Juni 2020 

Konsultation zu einer Strategie für Privatkundenzah-

lungen für die EU 

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 3. April 2020 - 26. Juni 2020 

Konsultation zur erneuerten Strategie für nachhaltige 

Finanzen  

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 8. April 2020 bis 15. Juli 2020 

Klimazielplan 2030 

 Klimaschutz 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen  

 Beschäftigung und Soziales 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Zollabkommen EU-China 

 Zoll, Internationale Zusammenarbeit und 

 Entwicklung 

 24. März 2020 - 16. Juni 2020 

Galileo-Satellitensystem – Nutzung für kritische Infra-

struktur (Telekommunikation, Energie, Finanzen) 

 Binnenmarkt 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

EU-Tierschutzstrategie (2012-15) - Bewertung 

 Lebensmittelsicherheit 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

Handel – Zollpräferenzschema der EU für Entwick-

lungsländer (Aktualisierung) 

 Handel 

 11. März 2020 - 3. Juni 2020 

Geschlechtsspezifisches Lohn- und Gehaltsgefälle – 

Entgelttransparenz zwischen Frauen und Männern 

 Beschäftigung und Soziales 

 5. März 2020 - 28. Mai 2020 

Europäischer Klimapakt 

 Klimaschutz  

 4. März 2020 - 27. Mai 2020 

Bewertung des EU-Rechtsrahmens für die Bestrah-

lung von Lebensmitteln 

 Lebensmittelsicherheit 

 2. März 2020 - 25. Mai 2020 

Nichtfinanzielle Angaben von Großunternehmen 

(Aktualisierung der Rechtsvorschriften) 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 20. Februar 2020 - 11. Juni 2020 

Öffentliche Konsultation zur Beobachtungsliste für 

Fälschungen und Piraterie 

 Handel 

 19. Februar 2020 - 12. Mai 2020 

Menschenrechte – Überprüfung der EU-Anti-Folter-

Verordnung (2016-20) 

 Außen– und Sicherheitspolitik, Handel 

 19. Februar 2020 - 13. Mai 2020  

Konsultation zum Weißbuch über künstliche Intelli-

genz - Ein europäischer Ansatz 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Europäische Strategie für Daten 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Überprüfung des Rechtsrahmens für Wertpapierfir-

men und Marktteilnehmer 

 Bank– und Finanzdienstleistung 

 17. Februar 2020 - 18. Mai 2020 

Europäischer Plan zur Krebsbekämpfung 

 Öffentliches Gesundheitswesen  

 4. Februar 2020 - 7. Mai 2020  

https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-digital-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-digital-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-retail-payments-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-retail-payments-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-sustainable-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-sustainable-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12265-2030-Climate-Target-Plan/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11866-European-network-of-employment-services-EURES-evaluation-2016-2020
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1941-EU-China-Customs-Agreement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2140-Evaluation-of-the-EU-Animal-Welfare-Strategy-2012-2015-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12219-European-Climate-Pact
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://trade.ec.europa.eu/consultations/index.cfm?consul_id=262
https://trade.ec.europa.eu/consultations/index.cfm?consul_id=262
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/DataStrategy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12167-Review-of-the-regulatory-framework-for-investment-firms-and-market-operators-MiFID-2-1-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12167-Review-of-the-regulatory-framework-for-investment-firms-and-market-operators-MiFID-2-1-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2020-693786/public-consultation_de
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Eüropa ische Kommission  
Die Tagesordnung der wöchentlichen Sitzung der Europäischen Kommission finden Sie hier.  

Eüropa isches Parlament  
Den Entwurf der Tagesordnung finden Sie hier.  

Den Video-Stream der letzten Plenarsitzung finden Sie hier.  

Rat der Eüropa ischen Union 
Die aktuellen Ratssitzungen finden Sie hier.  

Eüropa ischer Gerichtshof 
Zum Kalender des Europäischen Gerichtshofs für die folgende Woche gelangen Sie hier.  

Aüsschüss der Regionen 
Zum Sitzungskalender des AdR gelangen Sie hier.  

Stellenaüsschreibüngen 
Zu den laufenden Stellenausschreibungen in der EU gelangen Sie hier.  

EU-Bookshop 
Interessante Veröffentlichungen aus der EU finden Sie hier.   
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